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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Im Berichtsjahr verstärkte sich der öffentliche Druck zur Schaffung von
Tagesstrukturen an den Schulen: Nicht nur wurden auf kommunaler, kantonaler und
nationaler Ebene zahlreiche politische Vorstösse eingereicht, im Sommer forderte auch
der Schweizerische Lehrerinnen- und Lehrerverband (LCH) alle Kantone und
Gemeinden auf, für Schülerinnen und Schüler Tagesschulen anzubieten. LCH schätzte
die Kosten auf 500 Fr. pro Schüler und Monat. Kurz darauf präsentierte Avenir Suisse
ein rund 160-seitiges „Einmaleins der Tagesschule“, das den zuständigen Behörden
konkrete Hilfe bei der Einrichtung kommunaler Tagesschulen auf freiwilliger Basis
geben will und das an die Schulbehörden aller Gemeinden verschickt werden soll. Der
Leitfaden zeigt praxisnah und mit den nötigen Hinweisen auf die politischen und
finanziellen Fallgruben auf, wie Gemeindeschulen etappenweise in funktionsfähige
Tagesschulen umgewandelt werden können. In der Herbstsession reichte eine breite
Koalition von Nationalrätinnen aus allen grossen Parteien fünf parlamentarische
Initiativen ein, die einen Verfassungsartikel für Tagesschulen verlangen (Pa.Iv. 05.429;
Pa.Iv. 05.430; Pa.Iv. 05.431; Pa.Iv. 05.432; Pa.Iv. 05.440). 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2005
MAGDALENA BERNATH

Berufsbildung

Die Denkfabrik Avenir Suisse präsentierte im Berichtsjahr einen Vorschlag für eine
Reform des Schweizer Berufsbildungssystems. In ihrer Publikation schlug sie vor, dass
sich Gymnasiasten nach der Matura einen Lehrbetrieb auswählen und während dieser
praktischen Ausbildung statt einer Beruf- eine Fachhochschule besuchen sollen. Als
Abschluss sei ein sog. „professional bachelor“ denkbar. Avenir Suisse möchte mit der
Studentenlehre das duale Bildungssystem stärken. Auf Ablehnung stiess dieser
Vorschlag beim Gewerbeverband. Er befürchtete eine Attraktivitätseinbusse für die
Berufslehre, weil sich noch mehr Jugendliche für das Gymnasium entscheiden würden,
wenn sie nach der Matura eine Lehre mit Fachhochschule absolvieren können. 2

BERICHT
DATUM: 26.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Hochschulen

Im April präsentierte die wirtschaftsnahe Institution Avenir Suisse ihre Vorstellungen
zur Hochschullandschaft der Schweiz mit drei Hochschultypen: Die „globale
Hochschule“ biete Spitzenforschung auf höchstem internationalen Niveau nach dem
Vorbild der London School of Economics, mit englisch als Unterrichtssprache und
einem Anteil inländischer Studierender von 10%; als Beispiel diene die ETH Zürich. Die
„europäische Hochschule“ (wie die Hochschule St. Gallen oder das Departement für
Wirtschaft der Fachhochschule beider Basel) orientiere sich stärker an der Praxis und
richte sich an Studierende, die nach dem Studium einen Beruf ergreifen und nicht in
die akademische Lehre oder Forschung einsteigen möchten; Unterrichtssprachen seien
die jeweiligen Landessprachen und englisch. Die „nationale Hochschule“ (z.B. die
Universität Luzern, die Hochschule für Holzwirtschaft Biel oder die neu geschaffenen
Pädagogischen Hochschulen) bereite Studierende, die vorwiegend aus der Schweiz
stammen, auf berufliche Tätigkeiten im Inland vor; Forschung habe nur einen geringen
Stellenwert. Gemäss Avenir Suisse soll sich die Finanzierung der Hochschulen nicht
nach dem Bildungsangebot, sondern nach der Nachfrage richten. Damit der Bund die
notwendige Steuerungsmacht erhalte, seien Beiträge für Studierende aus anderen
Kantonen nicht mehr interkantonal zu regeln, sondern vom Bund zu übernehmen.
Dessen Beiträge an die Hochschulen richteten sich nach Indikatoren wie Zahl der
Studierenden, Dauer der Studienzeiten oder Zahl der Zitierungen in Publikationen.
Unternehmerisches Verhalten der Hochschulen zusammen mit höheren
Studiengebühren (bei verbessertem Stipendien- und Darlehenssystem) sollten die
Qualität der Ausbildung sicherstellen. 3

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.04.2004
MAGDALENA BERNATH
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Zu Beginn des Jahres setzte eine Debatte um die Erhöhung von Studiengebühren ein.
Der von economiesuisse und Avenir Suisse unterstützte Arbeitskreis Kapital und
Wirtschaft schlug vor, diese von 1300 auf 5000 Fr. pro Jahr anzuheben, Stipendien und
staatliche Darlehen sollten sicherstellen, dass alle, unabhängig von ihrer finanziellen
Situation, an einer Universität oder Fachhochschule studieren könnten; denn der zur
Zeit kostengünstige Studienzugang komme eher einer Subventionierung von besser
gestellten Schichten gleich. Mit den zusätzlichen Mitteln könnten die Universitäten rund
800 neue Professuren schaffen. Der Verband der Schweizer Studierendenschaften
sprach sich gegen eine Erhöhung der Studiengebühren aus, da so der Zugang zu den
Hochschulen für sozial schlechter gestellte Personen erschwert werde. Auch solle das
bisherige Stipendiensystem nicht durch ein System von zwingend rückzahlbaren
Darlehen ersetzt werden. Der Verband der schweizerischen
Hochschulstudierendenschaften, in dem die beiden ETH und die Universität St. Gallen
organisiert sind, begrüsste hingegen den Vorschlag. Der Leiter des Staatssekretariats für
Bildung und Forschung, Charles Kleiber, sprach sich für nach Einkommensverhältnissen
gestaffelten Studiengebühren bei gleichzeitiger Erhöhung von Stipendien und Darlehen
aus; armen Studierenden sollten die Gebühren vollständig erlassen werden.
Grundsätzlich hielt er eine Verdoppelung der Semesterbeiträge für sinnvoll. Der neue
Präsident des ETH-Rates, Alexander Zehnder, plädierte für höhere Studiengebühren vor
allem für Masterlehrgänge, wo sich die Hochschulen ihre Studierenden selber
aussuchen sollten. Eine Umfrage bei Studierenden ergab, dass diese eine Erhöhung bis
maximal 2000 Fr. für akzeptabel hielten. Auf den September hin erhöhten ETHZ und
EPFL ihre Studiengebühren um 5% von 1100 auf 1160 Fr. pro Jahr. 4

ANDERES
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

1) Presse vom 13.6., 6.7. und 20.9.05
2) NLZ und SN, 25.11.10; Blick, 26.11.10.
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